31 


Beilage zu Nr. 2 des Miniſterial-Vlatts 


der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Berlin, Sonnabend, den 23. Januar 1909. 


Abſchnitte IV und V aes Titels VII ſowie §§ 146, 147, 154 und 1543 
der Gewerbeordnung 


in der Faſſung 


des Geſetzes vom 28. Dezember 1908 RGB. 9. 667) nebſt den 
Artikeln 4 und 5 dieſes Geſetzes. 


Titel VII. 


Gewerbliche Arbeiter (Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werk— 
meiſter, Techniker, Fabrikarbeiter). 


IV. Beſondere Beſtimmungen für Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens 
zehn Arbeiter beſchäftigt werden. 


g 1 § 1338. 
ne DR Beſtimmungen der §§ 133 h bis 139 a finden Anwendung auf Geſellen, Gehilfen, 
Tor Ange und ſonſtige gewerbliche Arbeiter mit Ausnahme der Betriebsbeamten, Werkmeiſter, 
echniker (§§ 1334 bis 1335). 


A. Veſtimmungen für Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens zwanzig Arbeiter 
beſchäftigt werden. 
. i S133). Een 
finden die Ae in denen in der Regel mindeſtens zwanzig Arbeiter beſchäftigt werden, 
Betriebe, in denen pa Beſtimmungen der 88 134 bis 134 . Dies gilt für 
eintritt, ſchon dae mäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres ein vermehrtes Arbeitsbedürfnis 


wenn zu dieſen Zeiten mindeſtens zwanzig Arbeiter beſchäftigt werden. 


§ 134. 

N Den Unternehmern iſt unterſagt, für den & der rechtswidri 6 

Hof . gt, Fall der rechtswidrigen Auflöſung des 
Beben wrbälmiſes durch den Arbeiter die Verwirkung des rückſtändigen Lohnes über den 
Arbeiter es durchſchnittlichen Wochenlohns hinaus auszubedingen. Auf die Arbeitgeber und 
g u = ſolchen Betrieben finden die Beſtimmungen des § 124 keine Anwendung. 
Aber Fabriken, für welche beſondere Beſtimmungen auf Grund des § 114 a Abſ. 1 
9 erlaſſen find, iſt auf often des Arbeitgebers für jeden minderjährigen Arbeiter ein 
Behnzahlungsbuch einzurichten. In das Lohnzahlungsbuch iſt bei jeder Lohnzahlung der 
a rm verdienten Lohnes einzutragen; es iit bei der Lohnzahlung dem Minderjährigen 
8 er ſeinem geſetzlichen Vertreter auszuhändigen und von dem Empfänger vor der nächſten 
Lohnzahlung zurückzureichen. Auf das Lohnzahlungsbuch finden die Beſtimmungen des 

110 Satz 1 und des § 111 Abſ. 2 bis 4 Anwendung. 
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8 134a. 

Für jeden Betrieb ijt innerhalb vier Wochen nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder 
nach der Eröffnung des Betriebs eine Arbeitsordnung zu erlaſſen. Für die einzelnen Ab⸗ 
teilungen des Betriebs oder für die einzelnen Gruppen der Arbeiter können beſondere 
Arbeitsordnungen erlaſſen werden. Der Erlaß erfolgt durch Aushang (§ 134 Abſ. 2). 

Die Arbeitsordnung muß den Zeitpunkt, mit welchem ſie in Wirkſamkeit treten ſoll, 
angeben und von demjenigen, welcher ſie erläßt, unter Angabe des Datums unterzeichnet ſein. 

Abänderungen ihres Juhalts können nur durch den Erlaß von Nachträgen oder in der 
Weiſe erfolgen, daß an Stelle der beſtehenden eine neue Arbeitsordnung erlaſſen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben treten früheſtens zwei Wochen 
nach ihrem Erlaß in Geltung. 


§ 134h. 
Die Arbeitsordnung muß Beſtimmungen enthalten: 

1. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit ſowie der für die 
erwachſenen Arbeiter vorgeſehenen Pauſen; 

2. über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung mit der Maßgabe, daß die 
regelmäßige Lohnzahlung nicht am Sonntage ſtattfinden darf. Ausnahmen 
können von der unteren Verwaltungsbehörde zugelaſſen werden; 

3. ſofern es nicht bei den geſetzlichen Beſtimmungen bewenden ſoll, über die Friſt 
der zuläſſigen Aufkündigung ſowie über die Gründe, aus welchen die Entlaſſung 
und der Austritt aus der Arbeit ohne Aufkündigung erfolgen darf; 

4. ſofern Strafen vorgeſehen werden, über die Art und Höhe derſelben, über die 
Art ihrer Feſtſetzung und, wenn ſie in Geld beſtehen, über deren Einziehung 
und über den Zweck, für welchen ſie verwendet werden ſollen; 

ſofern die Verwirkung von Lohnbeträgen nach Maßgabe der Beſtimmung des 
§ 134 Abſ. 1 durch Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag ausbedungen wird, über 
die Verwendung der verwirkten Beträge. 


Strafbeſtimmungen, welche das Ehrgefühl oder die guten Sitten verletzen, dürfen in 
die Arbeitsordnung nicht aufgenommen werden. Geldſtrafen dürfen die Hälfte des durch 
ſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes nicht überſteigen; jedoch können Tätlichkeiten gegen 
Mitarbeiter, erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten ſowie gegen die zur Aufrechthaltung 
der Ordnung des Betriebs, zur Sicherung eines gefahrloſen Betriebs oder zur Durchführung 
der Beſtimmungen der Gewerbeordnung erlaſſenen Vorſchriften mit Geldſtrafen bis zum 
vollen Betrage des durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes belegt werden. Alle Strafgelder 
müſſen zum Beſten der Arbeiter des Betriebs verwendet werden. Das Recht des Arbeit— 
gebers, Schadenserſatz zu fordern, wird durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 

Dem Betriebsinhaber bleibt überlaſſen, neben den im Abſ. 1 unter 1 bis 5 bezeichneten, 
noch weitere die Ordnung des Betriebs und das Verhalten der Arbeiter im Betriebe 
betreffende Beſtimmungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen. Mit Zuſtimmung eines 
ſtändigen Arbeiterausſchuſſes können in die Arbeitsordnung Vorſchriften über das Verhalten 
der Arbeiter bei Benutzung der zu ihrem Beſten getroffenen mit dem Betriebe verbundenen 
Einrichtungen ſowie Vorſchriften über das Verhalten der minderjährigen Arbeiter außerhalb 
des Betriebs aufgenommen werden. 


von 


§ 134c. 

Der Inhalt der Arbeitsordnung ift, ſoweit er den Geſetzen nicht zuwiderläuft, für die 
Arbeitgeber und Arbeiter rechts verbindlich. 

Andere als die in der Arbeitsordnung oder in den §§ 123 und 124 vorgeſehenen 
Gründe der Entlaſſung und des Austritts aus der Arbeit dürfen im Arbeitsvertrage nicht 
vereinbart werden. Andere als die in der Arbeitsordnung vorgeſehenen Strafen dürfen 
über den Arbeiter nicht verhängt werden. Die Strafen müſſen ohne Verzug feſtgeſetzt und 
dem Arbeiter zur Kenntnis gebracht werden. BER, 

Die verhängten Geldftrafen find in ein Verzeichnis einzutragen, welches den Namen 
des Beſtraften, den Tag der Beſtrafung ſowie den Grund und die Höhe der Strafe er⸗ 
geben und auf Erfordern dem im § 139b bezeichneten Beamten jederzeit zur Einſicht vor⸗ 
gelegt werden muß. 
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§ 134d. 
Vor dem Erlaſſe der Arbeitsordnung oder eines Nachtrags zu derſelben iſt den in 
dem Betrieb oder in den betreffenden Betriebsabteilungen beſchäftigten großjährigen Arbeitern 
Helegenheit zu geben, ſich über den Inhalt derſelben zu äußern. g - 
: Für Betriebe, für welche ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, wird dieſer Vorſchrift 
durch Anhörung des Ausſchuſſes über den Inhalt der Arbeitsordnung genügt. 


§ 134. 

Die Arbeitsordnung ſowie jeder Nachtrag zu derſelben iſt unter Mitteilung der ſeitens 
der Arbeiter geäußerten Bedenken, ſoweit die Außerungen ſchriftlich oder zu Protokoll 
erfolgt ſind, binnen drei Tagen nach dem Erlaß in zwei Ausfertigungen unter Beifügung 
i Erklärung, daß und in welcher Weiſe der Vorſchrift des § 134d genügt iſt, der unteren 
erwaltungsbehörde einzureichen. Re ee 

Die Arbeitsordnung ijt an geeigneter, allen beteiligten Arbeitern zugänglicher Stelle 
auszuhängen. Der Aushang muß ſtets in lesbarem Zuſtand erhalten werden. Die 
Arbeitsordnung iſt jedem Arbeiter bei ſeinem Eintritt in die Beſchäftigung zu behändigen. 


§ 1341. 
; Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben, welche nicht vorſchriftsmäßig erlaſſen 
ſind, oder deren Inhalt den geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderläuft, ſind auf Anordnung 
ar unteren Verwaltungsbehörde durch geſetzmäßige Arbeitsordnungen zu erſetzen oder den 
geſetzlichen Vorſchriften entſprechend abzuändern. 1 
RN Segen dieſe Anordnung findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die höhere 
Serwaltungsbehörde ſtatt. 

§ 134g. 

Arbeitsordnungen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen worden ſind, 
unterliegen den Beſtimmungen der §§ 134a bis 134c, 134 Abſ. 2 und des § 134f und 
ſind binnen vier Wochen der unteren Verwaltungsbehörde in zwei Ausfertigungen ein⸗ 
zureichen. Auf ſpätere Abänderungen dieſer Arbeitsordnungen und auf die ſeit dem 


1. Januar 1891 erſtmalig erlaſſenen Arbeitsordnungen finden die §§ 134d und 134e 
Abſ. 1 Anwendung. 


$ 134h. 
Als ſtändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne des § 134 b Abſ. 3 und des § 134d gelten nur: 
1. diejenigen Vorſtände der Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen oder anderer für die 
Arbeiter des Betriebs beſtehender Kaſſeneinrichtungen, deren Mitglieder in ihrer 
Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen ſind, ſofern ſie als 
ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden; N 
die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen, welche die nicht den Be- 
ſtimmungen der Berggeſetze unterſtehenden Betriebe eines Unternehmers umfaſſen, 
lofern fie als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden; 
die bereits vor dem 1. Januar 1891 errichteten ſtändigen Arbeiterausſchüſſe, deren 
4 mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt werden; 
: yolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den volljährigen 
Arbeitern des Betriebs oder der betreffenden Betriebsabteilung aus ihrer Mitte 
in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die Wahl der Vertreter kann 
auch nach Arbeiterklaſſen oder nach beſonderen Abteilungen des Betriebs erfolgen. 


te 


B. eftimmungen für alle Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens zehn Arbeiter 
beſchüftigt werden. 


§ 1341. 
nn Auf Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigt werden, 
eater littbejabet des § 133h, die nachfolgenden Beſtimmungen der §§ 135 bis 139 aa 
‚wendung. Dies gilt für Betriebe, in denen regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres 
zehn dormehrtes Arbeitsbedürfnis eintritt, ſchon dann, wenn zu dieſen Zeiten mindeſtens 
zehn Arbeiter beſchäftigt werden. 
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§ 135. 

Kinder unter dreizehn Jahren dürfen nicht beſchäftigt werden. Kinder über dreizehn 
Jahre dürfen nur beſchäftigt werden, wenn ſie nicht mehr zum Beſuche der Volksſchule 
verpflichtet ſind. 

Die Beſchäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer von ſechs 
Stunden täglich nicht uͤberſchreiten. 

Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechzehn Jahren dürfen nicht länger als zehn 
Stunden täglich beſchäftigt werden. 


§ 136. 

Die Arbeitsſtunden der jugendlichen Arbeiter (§ 135) dürfen nicht vor ſechs Uhr 
Morgens beginnen und nicht über acht Uhr Abends dauern. Zwiſchen den Arbeitsſtunden 
müſſen an jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen gewährt werden. Für jugendliche Arbeiter, 
welche nur ſechs Stunden täglich beſchäftigt werden, muß die Pauſe mindeſtens eine halbe 
Stunde betragen. Den übrigen jugendlichen Arbeitern muß mindeſtens Mittags eine ein- 
ſtündige ſowie Vormittags und Nachmittags je eine halbſtündige Pauſe gewährt werden. 
Eine Vor⸗ und Nachmittagspauſe braucht nicht gewährt zu werden, ſofern die jugendlichen 
Arbeiter täglich nicht länger als acht Stunden beſchäftigt werden, und die Dauer ihrer durch 
eine Pauſe nicht unterbrochenen Arbeitszeit am Vor- und Nachmittage je vier Stunden 
nicht überſteigt. 

Während der Pauſen darf deu jugendlichen Arbeitern eine Beſchäftigung im Betrieb 
überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur dann geſtattet werden, wenn 
in denſelben diejenigen Teile des Betriebs, in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt ſind, 
für die Zeit der Pauſen völlig eingeſtellt werden oder wenn der Aufenthalt im Freien nicht 
tunlich und andere geeignete Aufenthaltsräume ohne unverhältnismäßige Schwierigkeiten 
nicht beſchafft werden können. 

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit iſt den jugendlichen Arbeitern eine ununter 
brochene Ruhezeit von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. 

An Sonn- und Feſttagen ſowie während der von dem ordentlichen Seelſorger für 
den Katechumenen- und Konfirmanden, Beicht- und Kommunionunterricht beſtimmten 
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht beſchäftigt werden. 


e 

Arbeiterinnen dürfen nicht in der Nachtzeit von acht Uhr Abends bis ſechs Uhr Morgens 
und am Sonnabend ſowie an Vorabenden der Feſttage nicht nach fünf Uhr Nachmittags 
beſchäftigt werden. 

Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen darf die Dauer von zehn Stunden täglich, an 
den Vorabenden der Sonn und Feſttage von acht Stunden, nicht überſchreiten. 

Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß den Arbeiterinnen eine mindeſtens einſtündige 
Mittagspauſe gewährt werden. 

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit iſt den Arbeiterinnen eine ununterbrochene 
Ruhezeit von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. 

Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu beſorgen haben, ſind auf ihren Antrag eine 
halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu entlaſſen, ſofern dieſe nicht mindeſtens ein und eine 
halbe Stunde beträgt. 

Arbeiterinnen dürfen vor und nach ihrer Niederkunft im ganzen während acht Wochen 
nicht beſchäftigt werden. Ihr Wiedereintritt iſt an den Ausweis geknüpft, daß ſeit ihrer 
Niederkunft wenigſtens ſechs Wochen verfloſſen ſind. 

Arbeiterinnen dürfen nicht in Kokereien und nicht zum Transporte von Materialien 
bei Bauten aller Art verwendet werdeu. 


e 

Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern darf für die Tage, an welchen jie in dem 
Betriebe die geſetzlich zuläſſige Arbeitszeit hindurch beſchäftigt waren, Arbeit zur Verrichtung 
außerhalb des Betriebs vom Arbeitgeber überhaupt nicht übertragen oder für Rechnung 
Dritter überwieſen werden. ö 

Für die Tage, an welchen die Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeiter in dem Be 
triebe kürzere Zeit beſchäftigt waren, iſt dieſe Übertragung oder Überweiſung nur in dem 
Umfange zuläſſig, in welchem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit vorausſichtlich in 
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dem Betriebe während des Reſtes der gaht ich 1 Arbeitszeit würden herſtellen 
können, und für Sonn- und Feſttage überhaupt nicht. a * 
Bei e ee 1 die ee des Abſ. 2 kann die zuſtändige 
Polizeibehörde auf Antrag oder nach Auhörung des zuſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten 
§ 139 b) im Wege der Verfügung für einzelne Betriebe die Übertragung oder Uberweiſung 
ſolcher Arbeit entſprechend den Beſtimmungen des Abſ. = beſchränken Boe Vey a 
Bedingungen abhängig machen. Vor Erlaß ſolcher Verfügungen hat der us = 
1 0 beteiligten Arbeitgebern und Arbeitern, wo ſtändige Arbeiterausſchüſſe (8 1) 
eſtehen, dieſen Gelegenheit zu geben, ſich zu äußern. 8 ; 
Agen bie Versagung der Poltzedbeharde ſteht dem Gewerbeunternehmer binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zu. Gegen die Entſcheidung 
der höheren Verwaltungsbehörde iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Zentral 
behörde zuläſſig; dieſe entſcheidet endgültig. 


Sollen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, ſo hat der Arbeit⸗ 
geber vor ee ani Der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde eine ſchriftliche Anzeige 
zu machen. In der Anzeige ſind der Betrieb, die Wochentage, an welchen die 5 
Kattfinden ſoll, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pauſen ſowie die Art der 
Beſchäftigung anzugeben. Eine Anderung hierin darf, abgeſehen von Verſchiebungen, welche 
durch Er etzung behinderter Arbeiter für einzelne Arbeitsſchichten notwendig werden, nicht 
erfolgen, bevor eine entſprechende weitere Anzeige der Behörde gemacht iſt. En 
’ Ju jedem Betriebe hat der Arbeitgeber dafür zu ſorgen, daß in denjenigen Räumen, 
in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, an einer in die Augen fallenden Stelle 
ein Verzeichnis der jugendlichen Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage ſowie des Beginns 
und Endes ihrer Arbeitszeit und der Pauſen ausgehängt iſt. Ebenſo hat er dafür zu 
ſorgen, daß in den betreffenden Räumen eine Tafel ausgehängt iſt, welche in der von der 
Zentralbehörde zu beſtimmenden Faſſung und in deutlicher Schrift einen Auszug aus den 
Beſtimmungen über die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter enthält. 


§ 138 a. R 
Wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit kann auf Antrag des Arbeitgebers die 
untere Verwaltungsbehörde auf die Dauer von zwei Wochen die Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen über ſechzehn Jahre bis neun Uhr Abends an den Wochentagen außer Sonn 
abend unter der Vorausſetzung geſtatten, daß die tägliche Arbeitszeit zwölf Stunden nicht 
überſchreitet und die zu gewährende ununterbrochene Ruhezeit nicht weniger als zehn 
Stunden beträgt. Innerhalb eines Kalenderjahrs darf die Erlaubnis einem Arbeitgeber 
für ſeinen Betrieb oder für eine Abteilung ſeines Betriebs für mehr als vierzig Tage nicht 
erteilt werden. a 
a, Für eine zwei Wochen überſteigende Dauer kann die gleiche Erlaubnis nur von der 
höheren Verwaltungsbehörde und auch von dieſer für mehr als vierzig Tage, jedoch nicht für 
mehr als fünfzig Tage im Jahre nur dann erteilt werden, wenn die Arbeitszeit für den 
Betrieb oder die betreffende Abteilung des Betriebs ſo geregelt wird, daß die tägliche 
auer im Durchſchnitte der Betriebstage des Jahres die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit 
nicht überſchreitet. : 
Der Antrag iſt ſchri tli tellen und muß den Grund, aus welchem die Erlaubnis 
beantragt wird, die aah en kommenden Arbeiterinnen, das Maß der längeren 
Beſchäftigung jowie den Zeitraum angeben, für welchen dieſelbe ſtattfinden ſoll. Der 
Beſcheid der unteren Verwaltungsbehörde auf den Antrag iſt binnen drei Tagen ſchriftlich 
85 erh Gegen die Verſagung der Erlaubnis ſteht die Beſchwerde an die vorgeſetzte 
ehörde zu. ; | 
Die untere Verwaltungsbehörde hat über die Fälle, in welchen die Erlaubnis erteilt 
worden iſt, ein Verzeichnis zu führen, in welches der Name des Arbeitgebers und die für 
den ſchriftlichen Antrag vorgeſchriebenen Angaben einzutragen ſind. : 
Die untere Verwaltungsbehörde kann die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechzehn 
Fahre, welche kein Hausweſen zu beſorgen haben und eine Fortbildungsſchule nicht beſuchen, 
ei den im § 105 Abſ. 1 unter Ziffer 3 und 4 bezeichneten Arbeiten an Sonnabenden 
und Vorabenden von Feſttagen Nachmittags nach fünf Uhr, jedoch nicht über acht Uhr 
Abends hinaus, unter der Vorausſetzung geſtatten, daß dieſe Arbeiterinnen am folgenden 
Sonn- oder Feſttage arbeitsfrei bleiben. Die Erlaubnis iſt ſchriftlich zu erteilen. Eine 
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Abſchrift derſelben ijt in denjenigen Räumen, in welchen die Arbeiterinnen beſchäftigt werden, 
an einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen. 


139 

Wenn Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb einer Anlage unter⸗ 
brochen haben, fo können Ausnahmen von den im § 135 Abi. 2, 3, in § 136, § 137 
Abſ. 1 bis 4 vorgeſehenen Beſchränkungen auf die Dauer von vier Wochen durch die höhere 
Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch den Reichskanzler zugelaſſen werden. In 
dringenden Fällen ſolcher Art ſowie zur Verhütung von Unglücksfällen kann die untere 
Verwaltungsbehörde, jedoch höchſtens auf die Dauer von vierzehn Tagen, ſolche Ausnahmen 
geſtatteu. 

Wenn die Natur des Betriebs oder Rückſichten auf die Arbeiter in einzelnen Anlagen 
es erwünſcht erſcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit der Arbeiterinnen oder jugendlichen 
Arbeiter in einer anderen als der durch § 136 Abi. 1, 2, 4, § 137 Abſ. 1, 3 vorgeſehenen 
Weiſe geregelt wird, ſo kann auf beſonderen Autrag eine anderweite Regelung hinſichtlich 
der Pauſen durch die höhere Verwaltungsbehörde, im übrigen durch den Reichskanzler 
geſtattet werden. Jedoch dürfen in ſolchen Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger 
als ſechs Stunden beſchäftigt werden, wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Pauſen von 
zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen zu treffenden Verfügungen miiffen ſchriftlich 
erlaſſen werden. Vor Erlaß von Verfügungen auf Grund des Abſ. 2 iſt den Arbeitern 
und, wo ſtändige Arbeiterausſchüſſe auf Grund reichsgeſetzlicher oder landesgeſetzlicher Vor 
ſchriften beſtehen, dieſen Gelegenheit zu geben, ſich gutachtlich zu äußern. 


§ 139 . 

Der Bundesrat iſt ermächtigt: 

1. die Verwendung von Arbeiterinnen ſowie von jugendlichen Arbeitern für gewiſſe 
Gewerbezweige, die mit beſonderen Gefahren für Geſundheit oder Sittlichkeit 
verbunden ſind, gänzlich zu unterſagen oder von beſonderen Bedingungen 
abhängig zu machen; 

2. für Anlagen, die mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, oder die ſonſt 
durch die Art des Betriebs auf eine regelmäßige Tag- und Nachtarbeit angewieſen 
ſind, ſowie für ſolche Anlagen, deren Betrieb eine Einteilung in regelmäßige 
Arbeitsſchichten von gleicher Dauer nicht geſtattet oder ſeiner Natur nach auf 
beſtimmte Jahreszeiten beſchränkt ijt, Ausnahmen von den im § 135 Abſ. 2, 3, 
§ 136, § 137 Abſ. 1 bis 3 vorgeſehenen Beſtimmungen zuzulaſſen, ſoweit § 136 
Abſ. 3 in Betracht kommt, jedoch nur für männliche jugendliche Arbeiter; 

3. für gewiſſe Gewerbezweige, ſoweit die Natur des Betriebs oder die Rückſicht 
auf die Arbeiter es erwünſcht erſcheinen laſſen, die Abkürzung oder den Wegfall 
der für jugendliche Arbeiter vorgeſchriebenen Pauſen zu geſtatten; 

4. für Gewerbezweige, in denen regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres ein 
vermehrtes Arbeitsbedürfnis eintritt, auf höchſtens vierzig Tage im Kalender⸗ 
jahr Ausnahmen von den Beſtimmungen des § 137 Abſ. 1, 2, 4 mit der 
Maßgabe zuzulaſſen, daß die tägliche Arbeitszeit zwölf Stunden, an Sonn⸗ 
abenden acht Stunden nicht überſchreitet, und die zu gewährende ununterbrochene 
Ruhezeit nicht weniger als zehn Stunden beträgt. In der ununterbrochenen 
len müſſen die Stunden zwiſchen zehn Uhr Abends und fünf Uhr Morgens 
iegen; 

5. für Gewerbezweige, in denen die Verrichtung der Nachtarbeit zur Verhütung 
des Verderbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen 
dringend erforderlich erſcheint, Ausnahmen von den Beſtimmungen des § 137 
Abſ. 1 bis 4 mit der Maßgabe zuzulaſſen, daß die ununterbrochene Ruhezeit 
an höchſtens ſechzig Tagen im Kalenderjahre bis auf achteinhalb Stunden 
täglich herabgeſetzt werden darf. 

In den Fällen zu 2 darf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder ſechs⸗ 
unddreißig Stunden, für junge Leute ſechzig, für Arbeiterinnen achtundfünfzig Stunden 
nicht überſchreiten. Die Nachtarbeit darf in vierundzwanzig Stunden die Dauer von zehn 
Stunden nicht überſchreiten und muß in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pauſen in 
der Geſamtdauer von mindeſtens einer Stunde unterbrochen ſein. Die Tagſchichten und 
Nachtſchichten müſſen wöchentlich wechſeln. 
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„In den Fällen zu 3 dürfen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs Stunden 

beſchäftigt werden, wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht eine oder mehrere Pauſen von 
zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer gewährt werden. 
In den Fällen zu 4 darf die Erlaubnis zur Überarbeit für mehr als vierzig Tage, 
jedoch nicht für mehr als fünfzig Tage dann erteilt werden, wenn die Arbeitszeit in der 
Beiſe geregelt wird, daß ihre tägliche Dauer im Durchſchnitte der Betriebstage des Jahres 
die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit nicht überſchreitet. 

Die durch Beſchluß des Bundesrats getroffenen Beſtimmungen ſind zeitlich zu be⸗ 
grenzen und können auch für beſtimmte Bezirke erlaſſen werden. Sie find durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei ſeinem nächſten Zuſammentritte 
zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


§ 139 aa. 
di Auf die Arbeiter in den unter Abſchnitt IV fallenden Betrieben finden im übrigen 
die Beſtimmungen der §§ 121 bis 125 oder, wenn fie als Lehrlinge anzuſehen find, die 
Beſtimmungen der §§ 126 bis 128 Anwendung. 


V. Aufſicht. 
. § 139». 
88 ne Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen der 88 105 , 105b bf. 1, der 
EN de bis 105h, 120a bis 1206, 133g bis 139 aa iſt ausschließlich oder neben den 
“Oentlichen Polizeibehörden beſonderen von den Landesregierungen zu ernennenden Be— 
anten zu übertragen. Denſelben ſtehen bei Ausübung dieſer Aufſicht alle amtlichen Be 
zugniſſe der Ortspolizeibehörden, insbeſondere das Recht zur jederzeitigen Reviſion der 
Anlagen zu. Sie ſind, vorbehaltlich der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten, zur Geheimhaltung 
der amtlich zu ihrer Kenntnis gelangenden Geſchäfts⸗ und Betriebsverhältniſſe der ihrer 
N unterliegenden Anlagen zu verpflichten. 
e Ordnung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe zwiſchen dieſen Beamten und den ordent- 
lichen Polizeibehörden bleibt der verfaſſungsmäßigen Regelung in den einzelnen Bundes- 
ſtaaten vorbehalten. 
un Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre amtliche Tätigkeit zu erftatten. 
ie oder Auszüge aus denſelben find dem Bundesrat und dem Reichstage 
= Die auf Grund der Beſtimmungen der §§ 105 bis 105h, 120 a bis 120 e, 133g 
bis 139 aa auszuführenden amtlichen Reviſionen müſſen die Arbeitgeber zu jeder Zeit, 
mameniTtel auch in der Nacht, während des Betriebs geſtatten. 
behö ü Weleda ſind ferner verpflichtet, den genannten Beamten oder der Polizei 
soe e diejenigen ſtatiſtiſchen Mitteilungen über die Verhältniſſe ihrer Arbeiter zu machen, 
Beare: vom Bundesrat oder von der Landes⸗Zentralbehörde unter Feſtſetzung der dabei zu 
achtenden Friſten und Formen vorgeſchrieben werden. 


Titel X. 
Strafbeſtimmungen. 
Nr § 146. 
‚ Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark und im Unvermögensfalle mit Gefängnis 
bis zu ſechs Monaten werden beſtraft: Er a 

il: Gewerbetreibende, welche dem § 115 zuwiderhandeln; 

2. Gewerbetreibende, welche den §§ 135 bis 137, § 137 a Abſ. 1, 139 oder den 
auf Grund der §§ 139, 139 a getroffenen Verfügungen zuwiderhandeln; 

3. Gewerbetreibende, welche dem § 111 Abſ. 3, § 113 Abſ. 3 oder dem § 114 a 
Abſ. 3, ſoweit daſelbſt die Beſtimmungen des § 111 Abſ. 3 für anwendbar 
ertlärt worden ſind, zuwiderhandeln; 

4. wer dem § 56 Ziffer 6 zuwiderhandelt. 

Die Geldſtrafen fließen der im § 116 bezeichneten Kaſſe zu. 


a 


Der § 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes findet Anwendung. 
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§ 147. 


Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im Unvermögensfalle mit Haft wird 


beſtraft: 


Ik 


an 


wer den ſelbſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes, zu deſſen Beginn eine 
beſondere polizeiliche Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beſtallung) er⸗ 
forderlich iſt, ohne die vorſchriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder fortſetzt, 
oder von den in der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen abweicht; 


wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage oder Beſchaffen⸗ 


heit der Betriebsſtätte oder des Lokals eine beſondere Genehmigung erforderlich 
ijt (§§ 16 und 24), ohne dieſe Genehmigung errichtet, oder die weſentlichen 
Bedingungen, unter welchen die Genehmigung erteilt worden, nicht innehält, 
oder ohne neue Genehmigung eine weſentliche Veränderung der Betriebsſtätte 
oder eine Verlegung des Lokals oder eine weſentliche Veränderung in dem 
Betriebe der Anlage vornimmt; 


wer, ohne hierzu approbiert zu fein, ſich als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, 


Geburtshelfer, Zahnarzt, Tierarzt) bezeichnet oder ſich einen ähnlichen Titel bei⸗ 
legt, durch den der Glauben erweckt wird, der Inhaber desſelben ſei eine ge— 
prüfte Medizinalperſon; 


wer den auf Grund der §§ 120d, 137 a Abſ. 3, 139g endgültig erlaſſenen Ver⸗ 


fügungen oder den auf Grund der §§ 120e, 139h erlaſſenen Vorſchriften 
zuwiderhandelt; 


wer eine gewerbliche Anlage betreibt oder eine offene Verkaufsſtelle hält, für 


welche eine Arbeitsordnung (§§ 134 a, 139 k) nicht beſteht, oder wer der end 
gültigen Anordnung der Behörde wegen Erſetzung oder Abänderung der Arbeits— 
ordnung nicht nachkommt. 


Enthält die Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze, ſo ſoll 
nicht außerdem noch auf eine Steuerſtrafe erkannt werden, es iſt aber darauf bei Zumeſſung 
der Strafe Rückſicht zu nehmen. 

In dem Falle zu 2 kann die Polizeibehörde die Wegſchaffung der Anlage oder die 
Herſtellung des den Bedingungen entſprechenden Zuſtandes derſelben anordnen. 

In dem Falle zu 4 kann die Polizeibehörde bis zur Herſtellung des der Verfügung 
oder der Vorſchrift entſprechenden Zuſtandes die Einſtellung des Betriebs, ſoweit derſelbe 
durch die Verfügung oder die Vorſchrift getroffen wird, anordnen, falls deſſen Fortſetzung 
erhebliche Nachteile oder Gefahren herbeizuführen geeignet ſein würde. 


Von 


Sthlußbeſtimmungen. 


§ 154. 
den Beſtimmungen im Titel VII finden keine Anwendung: 


. die Beſtimmungen der §§ 105 bis 139 m auf Gehilfen und Lehrlinge in 


Apotheken; 


die Beſtimmungen der §§ 105, 106 bis 119 b ſowie, vorbehaltlich des § 139g 


Abſ. 1 und der §§ 139 1391, 139m, die Beſtimmungen der §§ 120 a bis 
139 aa auf Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge; 


die Beſtimmungen der §§ 133g bis 139 a auf Arbeiter in Apotheken und auf 


diejenigen Arbeiter in Handelsgeſchäften, welche nicht in einem zu dem Handels 
geſchäfte gehörenden Betriebe mit der Herſtellung oder Bearbeitung von Waren 
beſchäftigt ſind, auf Heilanſtalten und Geneſungsheime, auf Muſikaufführungen, 
Schauſtellungen, theatraliſche Vorſtellungen oder ſonſtige Luſtbarkeiten; 


die Beſtimmungen der §§ 135 bis 139 a auf Gärtnereien, auf das Saft: und 


Schankwirtſchaftsgewerbe ſowie auf das Verkehrsgewerbe; 


. die Beſtimmungen des § 135 Abſ. 2, 3, §§ 136, 138 auf männliche jugendliche 


Arbeiter, die in Bäckereien und ſolchen Konditoreien, in welchen neben den 
Konditorwaren auch Bäckerwaren hergeſtellt werden, unmittelbar bei der Her⸗ 
ſtellung von Waren beſchäftigt ſind. Ausgenommen bleiben Betriebe, die in 
regelmäßigen Tag- und Nachtſchichten arbeiten; 


das Verbot der Beſchäftigung von Arbeiterinnen am Sonnabend ſowie an Vor⸗ 


abenden der Feſttage nach fünf Uhr Nachmittags auf Arbeiterinnen in Bade⸗ 
anſtalten. 
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Die Beſtimmungen der §§ 133g, 135 bis 1390 finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Hüttenwerken, in Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen, in Werften ſowie in Werkſtätten 
der Tabakinduſtrie auch dann entſprechende Anwendung, wenn in ihnen in der Regel weniger 
als zehn Arbeiter beſchäftigt werden; auf Arbeitgeber und Arbeiter in Ziegeleien und über 
Tage betriebenen Brüchen und Gruben finden die Beſtimmungen auch dann entſprechende 
n, wenn in dieſen Betrieben in der Regel mindeſtens fünf Arbeiter beſchäftigt 
werden. 

Die Beſtimmungen der §§ 135 bis 139 b finden auf Arbeitgeber und Arbeiter in 
Werkſtätten, in welchen durch elementare Kraft (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, Luft, 
Elettrizität uſw.) bewegte Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Verwendung kommen, 
auch wenn in ihnen in der Regel weniger als zehn Arbeiter beſchäftigt werden, mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der Bundesrat für gewiſſe Arten von Betrieben 

usnahmen von den im § 135, Abſ. 2, 3, § 136, § 137 Abi. 1 bis 4, § 138 vorgeſehenen 

eſtimmungen nachlaſſen kann. a . 
a Auf andere Werkſtätten, in denen in der Regel weniger als zehn Arbeiter beſchäftigt 
werden, und auf Bauten, bei denen in der Regel weniger als zehn Arbeiter beſchäftigt 
werden, können die Beſtimmungen der §§ 135 bis 139 b durch Beſchluß des Bundesrats 
ganz oder teilweiſe ausgedehnt werden. 5 

Die Beſtimmungen des Bundesrats können auch für beſtimmte Bezirke erlaſſen werden. 
Sie ſind durch das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritte zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


§ 154a. 

Die Beſtimmungen der §§ 115 bis 119a, 135 bis 139b, 152 und 153 finden auf 
die Befiger und Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch 
betriebenen Brüchen oder Gruben entſprechende Anwendung und zwar auch für den Fall, 
daß in ihnen in der Regel weniger als zehn Arbeiter beſchäftigt werden. 

Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der vorbezeichneten Art nicht unter Tage beſchäftigt 
werden. Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen bei der Förderung, mit Ausnahme der Auf⸗ 
bereitung (Separation, Wäſche), bei dem Transport und der Verladung iſt auch über Tage 


verboten. Zuwiderhandlungen unterliegen der Strafbeſtimmung des § 146. 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, 
vom 28. Dezember 1908 (RG gl. 5. 667). 


Artikel 4. 
.. I. Der Artikel 9 Abſ. 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 261) wird, 
inſoweit er die Inkraftſetzung des § 154 Abſ. 3 der Gewerbeordnung betrifft, aufgehoben. 
lichen 9f Die Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats über die Beſchäftigung von jugend⸗ 
ö Reich labeitern und von Arbeiterinnen in Werkſtätten mit Motorbetrieb vom 13. Juli 1900 
mind 8⸗Geſetzbl. S. 566) werden hinſichtlich derjenigen Betriebe, in welchen in der Regel 
bis eſtens zehn Arbeiter beſchäftigt werden, aufgehoben, im übrigen behalten ſie Gültigkeit, 
s fe gemäß § 154 Abſ. 3 geändert werden. 

Han ae Soweit im übrigen in Beſtimmungen des Bundesrats auf den § 1392, § 154 
0}. 3 der Gewerbeordnung verwieſen iſt, treten an deren Stelle der § 139 a, § 154 Abſ. 3 
in ihrer gegenwärtigen Faſſung. 

i Artikel 5. : 
0 3 154a Abſ. 2 Satz 2 tritt am 1. April 1912 mit der Maßgabe in Kraft, daß die an 
dieſem Tage beſchäftigten Arbeiterinnen bis ſpäteſtens zum 1. April 1915 weiter beſchäftigt 
werden dürfen. § 137 Abſ. 7 tritt am 1. April 1912 in Kraft. 

Im übrigen tritt dieſes Geſetz am 1. Januar 1910 in Kraft. 

Urkundlich uſw. 

Gegeben uſw. 
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